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Textgegenüberstellung zur Regierungsvorlage der 

Oö. Jugendschutzgesetz-Novelle 2018 

 

 

 

Landesgesetz über den Schutz der Jugend  

(Oö. Jugendschutzgesetz 2001 - Oö. JSchG 2001) 

 

 

2. ABSCHNITT 

Jugendschutz 

§ 5 

Aufenthalt von Jugendlichen 

(1) Jugendlichen ist der Aufenthalt an allgemein zugänglichen Orten (zB Plätze, Straßen, 

Parks, Freigelände), in Gastgewerbebetrieben im Sinn der Gewerbeordnung 1994, in 

Buschenschenken, bei öffentlichen Veranstaltungen im Sinn des 

Oö. Veranstaltungssicherheitsgesetzes und Kinovorführungen erlaubt 

 1. ohne Begleitung einer Aufsichtsperson 

 a) bis zum vollendeten 14. Lebensjahr von 5.00 bis 22.00 Uhr, 

 b) vom vollendeten 14. bis zum vollendeten 16. Lebensjahr von 5.00 bis 24.00 Uhr, 

 c) ab dem vollendeten 16. Lebensjahr ohne zeitliche Begrenzung, 

 2. in Begleitung einer Aufsichtsperson bis zum vollendeten 16. Lebensjahr ohne zeitliche 

Begrenzung, sofern dies mit den Zielen gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 vereinbar ist und das 

Wohl des Jugendlichen nicht gefährdet ist. 

(1a) Wenn es sich bei der Aufsichtsperson gemäß Abs. 1 Z 2 um eine Person im Sinn 

des § 2 Z  4 lit. b handelt, hat diese eine schriftliche Einverständniserklärung der bzw. des 

Erziehungsberechtigten mitzuführen. Ausgenommen davon sind Aufsichtspersonen bei 

internen Aktivitäten von Jugendorganisationen, die im Landesjugendbeirat vertreten sind. 

(2) Jugendlichen ist der Aufenthalt verboten 

 1. in Nachtklubs und vergleichbaren Vergnügungsbetrieben, 

 2. in Gebäuden, Wohnungen oder einzelnen Räumlichkeiten, die der Anbahnung oder 

Ausübung von Sexualdienstleistungen gemäß § 2 Oö. Sexualdienstleistungsgesetz 

dienen, 

 3. in Lokalen, in denen ausschließlich Getränke mit gebranntem Alkohol ausgeschenkt 

werden, 

 3a. in Betriebsräumlichkeiten, in denen vorwiegend Wasserpfeifen (Shishas), E-Shishas 

oder E-Zigaretten abgegeben bzw. konsumiert werden, 

 4. in sonstigen Betriebsräumlichkeiten oder bei Veranstaltungen, sofern diese wegen 

ihrer Art, Lage, Ausstattung oder Betriebsweise Jugendliche in ihrer körperlichen, 

geistigen, sittlichen, seelischen oder sozialen Entwicklung gefährden können. 

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann mit Verordnung den Aufenthalt von 

Jugendlichen in bestimmten Betrieben, bei bestimmten Veranstaltungen oder auf 
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bestimmten Liegenschaften zeitlich begrenzen oder gänzlich verbieten, wenn dort eine 

Gefährdung der körperlichen, geistigen, sittlichen, seelischen oder sozialen Entwicklung der 

Jugendlichen zu befürchten ist. 

§ 6 

Testkäufe 

(1) Die Landesregierung kann Organisationen, die in der Jugendarbeit oder 

Suchtprävention tätig sind, beauftragen, Testkäufe durchzuführen. Dabei kann sie die zur 

ordnungsgemäßen Durchführung von Testkäufen erforderlichen Anordnungen treffen. Die 

Landesregierung und die beauftragte Organisation sind ermächtigt, die zur Wahrnehmung 

dieser Aufgabe erforderlichen Daten zu verarbeiten. 

(2) Verstößt die Organisation gegen ihre Verpflichtungen, hat die Landesregierung den 

Auftrag zu entziehen. 

§ 8 

Alkohol, Tabak und Drogen 

(1) Jugendlichen bis zum vollendeten 16. Lebensjahr ist der Erwerb und der Konsum von 

Tabakwaren und von alkoholischen Getränken verboten. Jugendlichen ab dem vollendeten 

16. Lebensjahr ist der Erwerb und der Konsum von gebrannten alkoholischen Getränken, 

auch in Form von Mischgetränken, verboten. Die Bestimmungen dieses Absatzes gelten 

auch dann, wenn alkoholische Getränke durch Absorbierung an einen pulver-, 

pastenförmigen oder anderen Trägerstoff gebunden werden. 

(1a) Jugendlichen ist der Erwerb und Konsum von Tabakerzeugnissen sowie von 

Wasserpfeifen (Shishas), E-Shishas und E-Zigaretten und den dafür notwendigen Stoffen, 

die als Tabakersatz oder-zusatz zur Verbrennung oder Verdampfung dienen, verboten. 

(1a) Jugendlichen bis zum vollendeten 16. Lebensjahr ist der Erwerb und Konsum von 

Wasserpfeifen (Shisha), E-Shishas und E-Zigaretten und den dafür notwendigen Tabaken, 

Melasse-Mischungen und Liquids zur Verbrennung bzw. Verdampfung verboten. 

(2) An Jugendliche dürfen keine Waren abgegeben werden, die sie im Sinn der Abs. 1 

und 1a nicht erwerben und konsumieren dürfen. 

(3) Ausgenommen vom Verbot gemäß Abs. 1 und 1a sind Jugendliche in Erfüllung der 

Aufgaben ihrer beruflichen Ausbildung oder Beschäftigung. 

(4) Jugendlichen ist die missbräuchliche Verwendung von Drogen und Stoffen, die nicht 

unter das Suchtmittelgesetz fallen, die jedoch allein oder in Verbindung mit anderen Stoffen 

eine Betäubung, Aufputschung oder Stimulierung herbeiführen können, verboten. 

3. ABSCHNITT 

Behördenzuständigkeit, Straf- und Schlussbestimmungen 

§ 12 

Strafbestimmungen für Erwachsene 

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 

einer Geldstrafe bis zu 7.000 Euro und im Fall der Uneinbringlichkeit mit einer 

Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen, wer als Erwachsener 

 1. gegen die Sorgfaltspflichten des § 4 Abs. 1 oder 2 verstößt, 
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 2. den für ein Unternehmen, eine Veranstaltung oder eine Liegenschaft gemäß § 4 

Abs. 3 vorgeschriebenen Auflagen, Vorkehrungen und Kontrollverpflichtungen oder 

sonstigen Jugendschutzbestimmungen zuwiderhandelt, 

 3. entgegen dem Verbot des § 8 Abs. 2 Waren an Jugendliche, welche diese nicht 

erwerben und konsumieren dürfen (§ 8 Abs. 1 und 1a), abgibt, 

 4. gegen ein Verbot des § 9 Abs. 1 verstößt, 

 5. es unterlässt, Vorkehrungen gemäß § 9 Abs. 3 zu treffen. 

(2) Eine Verwaltungsübertretung gemäß Abs. 1 Z 3 liegt nicht vor, wenn sich der 

Erwachsene zuvor vergewissert hat, dass der Jugendliche das gemäß § 8 Abs. 1 und 1a 

gemäß § 8 Abs. 1 vorgeschriebene Alter erreicht hat und ihm dies - auf seine Anfrage - vom 

Jugendlichen nachgewiesen wurde. 

(3) Entfallen 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

(5) Wiederholte, von der Gewerbeordnung 1994 unterliegenden Unternehmern oder von 

Veranstaltern oder deren Beauftragten begangene Verwaltungsübertretungen sind der für 

die Entziehung der Gewerbeberechtigung oder der Veranstaltungsbewilligung zuständigen 

Behörde mitzuteilen. 

§ 14 

Verweisungen 

Soweit in diesem Landesgesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in 

folgender Fassung anzuwenden: 

 1. Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194/1994, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 107/2017; 

 2. Meldegesetz 1991, BGBl. Nr. 9/1992, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 120/2016; 

 3. Glücksspielgesetz (GSpG), BGBl. Nr. 620/1989, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 107/2017; 

 4. Mediengesetz, BGBl. Nr. 314/1981, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 101/2014; 

 5. Suchtmittelgesetz, BGBl. I Nr. 112/1997, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 116/2017. 

§ 14 

Verweisungen 

Soweit in diesem Landesgesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in 

folgender Fassung anzuwenden: 

 1. Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194/1994, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 125/2013, und der Kundmachungen BGBl. I Nr. 202/2013 und BGBl. 

Nr. 212/2013; 

 2. Meldegesetz 1991, BGBl. Nr. 9/1992, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 161/2013; 

 3. Glücksspielgesetz (GSpG), BGBl. Nr. 620/1989, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 13/2014; 
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 4. Mediengesetz, BGBl. Nr. 314/1981, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 50/2012; 

 5. Suchtmittelgesetz, BGBl. I Nr. 112/1997, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 50/2012. 

§ 15 

Inkrafttreten und Schlussbestimmungen 

(1) Dieses Landesgesetz tritt mit 1. Oktober 2001 in Kraft. 

(2) § 12 Abs. 1 Z 3 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Verkauf von Alkohol und 

Tabakwaren an Jugendliche, die diese nicht erwerben und konsumieren dürfen, durch 

Automaten nicht strafbar ist. 

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Landesgesetzes treten das 

Oö. Jugendschutzgesetz 1988, LGBl. Nr. 23, in der Fassung LGBl. Nr. 93/1996 (DFB), die 

Verordnung der Oö. Landesregierung vom 23. Juni 1997 über jugendgefährdende 

Gegenstände, LGBl. Nr. 81/1997, die Verordnung der Oö. Landesregierung vom 

13. November 1989 über aggressionsfördernde Arten von Spielapparaten und -automaten, 

LGBl. Nr. 77/1989, und die Verordnung der Oö. Landesregierung vom 2. Juli 1973 betreffend 

den Besuch von öffentlichen Filmvorführungen durch Kinder und Jugendliche, ALZ 

Nr. 29/1973 vom 20. Juli 1973, außer Kraft. 

(4) Dieses Landesgesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2023 außer Kraft. 

(4) Dieses Landesgesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2018 außer Kraft. 

 


